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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 

 

B E K A N N T M A C H U N G 

des Entwurfs der 1. Änderung der Verordnung des Landkeises Gifhorn über das 

Überschwemmungsgebiet der Aller im Landkreis Gifhorn von der K114 bis zur 

Landkreisgrenze Celle 

Der Niedersächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz hat 

die Bereiche der Landkreise Celle und Gifhorn, der Stadt Celle und der Region Hannover, 

die von einem hundertjährigen Hochwasser der Gewässer Aller und Oker überschwemmt 

werden, neu ermittelt und vorläufig gesichert. Im Bereich des 

Überschwemmungsgebietes der Aller im Landkreis Gifhorn von der K 114 bis zur 

Landkreisgrenze Celle haben sich dadurch Veränderungen an der bisherigen 

Überschwemmungsgebietsgrenze ergeben. 

Der Entwurf der Verordnung, einschließlich der kartenmäßigen Darstellung im Maßstab 

1:5.000, wird für einen Monat, und zwar vom 15.10.2024 bis zum 15.11.2024, 

während der Dienstzeiten beim Landkreis Gifhorn, Kreishaus II, Untere Wasserbehörde, 

Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, Zimmer 218 zur Einsicht ausgelegt. Um vorherige 

Terminabsprache unter der Telefonnummer 05371 82664 wird gebeten.  

Der Verordnungsentwurf wird im gleichen Zeitraum auch bei der Samtgemeinde 

Meinersen und der Stadt Gifhorn öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer dieser öffentlichen 

Auslegung werden die Samtgemeinde und die Stadt vorher gesondert ortsüblich bekannt 

machen. 

Jeder, dessen Belange durch die Ausweisung des Überschwemmungsgebietes berührt 

werden, kann bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 

Niederschrift beim Landkreis Gifhorn, der Samtgemeinde Meinersen und der Stadt Gifhorn 

Einwendungen erheben (Einwendungsfrist). Später eingereichte Einwendungen können 

in diesem Verfahren unberücksichtigt bleiben. 

Gifhorn, den 03.09.2024 

Landkreis Gifhorn 

Fachbereich 9 – Umwelt 

Untere Wasserbehörde 

AZ: 6630-13/1 

Heilmann  

Landrat 
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B E K A N N T M A C H U N G 

des Entwurfs der 1. Änderung der Verordnung des Landkeises Gifhorn über das 

Überschwemmungsgebiet der Oker im Gebiet der Landkreise Gifhorn und 

Peine 

Der Niedersächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz hat 

die Bereiche der Landkreise Celle und Gifhorn, der Stadt Celle und der Region Hannover, 

die von einem hundertjährigen Hochwasser der Gewässer Aller und Oker überschwemmt 

werden, neu ermittelt und vorläufig gesichert. Im Bereich des 

Überschwemmungsgebietes der Oker im Landkreis Gifhorn haben sich dadurch im Bereich 

der Samtgemeinde Meinersen Veränderungen an der bisherigen 

Überschwemmungsgebietsgrenze ergeben. 

Der Entwurf der Verordnung, einschließlich der kartenmäßigen Darstellung im Maßstab 

1:5.000, wird für einen Monat, und zwar vom 15.10.2024 bis zum 15.11.2024, 

während der Dienstzeiten beim Landkreis Gifhorn, Kreishaus II, Untere Wasserbehörde, 

Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, Zimmer 218 zur Einsicht ausgelegt. Um vorherige 

Terminabsprache unter der Telefonnummer 05371 82664 wird gebeten. 

Der Verordnungsentwurf wird im gleichen Zeitraum auch bei der Samtgemeinde 

Meinersen öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer dieser öffentlichen Auslegung wird die 

Samtgemeinde vorher gesondert ortsüblich bekannt machen. 

Jeder, dessen Belange durch die Ausweisung des Überschwemmungsgebietes berührt 

werden, kann bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 

Niederschrift beim Landkreis Gifhorn und der Samtgemeinde Meinersen Einwendungen 

erheben (Einwendungsfrist). Später eingereichte Einwendungen können in diesem 

Verfahren unberücksichtigt bleiben. 

Gifhorn, den 10.07.2024 

Landkreis Gifhorn 

Fachbereich 9 – Umwelt 

Untere Wasserbehörde 

AZ: 6630-13/10 

 

Heilmann  

Landrat 

 

 

 



ABL Nr. 9/2024 

382 

 

Neufassung der Satzung des Beregnungsverbandes Suderwittingen 

Gem. § 58 Abs. 2 WVG vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 15.05.2002 (BGBl. I S. 1578) wird die folgende von der 

Verbandsversammlung des Beregnungsverbandes Suderwittingen am 18.04.2024 

beschlossene und vom Landkreis Gifhorn genehmigte Neufassung der Satzung vom 

01.01.2024 bekannt gemacht:  

Satzung des Beregnungsverbandes Suderwittingen 

Aufgrund der §§ 6, 58 und 79 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.2.91 (BGBI. 

I S. 405) hat die Verbandsversammlung des Beregnungsverbandes Suderwittingen in 

ihrer Sitzung am 18.04.2024 beschlossen, die Satzung des Verbandes vom 07.09.2021 

wie folgt neuzufassen: 

§ 1 

Name, Sitz, Verbandsgebiet 

(1) Der Verband führt den Namen "Beregnungsverband Suderwittingen". Er hat seinen 

Sitz im Meilereiweg 101, Landkreis Uelzen. Er ist ein Wasser- und Bodenverband im 

Sinne des Wasserverbandsgesetztes. 

(2) Er ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Gesetzes über Wasser- und 

Bodenverbände vom 12. Februar 1991 (Wasserverbandsgesetz - WVG - BGBI. I S. 

405) und steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Gifhorn. 

(3) Das Verbandsgebiet ergibt sich aus einer Karte, die Bestandteil der Satzung ist. 

 

§ 2 

Aufgabe 

Der Verband hat zur Aufgabe: 

- Grundstücke durch Beregnung zu bewässern, 

- die wasserbehördliche Erlaubnis für die Entnahme von Grundwasser zur Beregnung 

der Verbandsflächen zu beantragen, zu vertreten und zu sichern.  

- diese Aufgaben zu fördern und zu überwachen. 

 

§ 3 

Mitglieder 

 

(1) Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer der im Mitgliederverzeichnis 

aufgeführten Grundstücke und Anlagen (dingliche Verbandsmitglieder). 

(2) Der Verband hält das Mitgliederverzeichnis auf dem Laufenden. 

 

§ 4 

Unternehmen, Plan 

 

(1) Der Verband vertritt die Belange der Mitglieder bei der Beantragung und Erhaltung 

der öffentlich-rechtlichen Genehmigungen für die Wasserentnahmen 

(2) Soweit der Verband Anlagen, Pumpwerke und Beregnungsanlagen herstellt, unterhält 

und betreibt, hat er die notwendigen Arbeiten dazu durchzuführen. 

(3) Das Unternehmen ergibt sich aus dem Verbandsplan. Je eine Ausfertigung wird bei 

der Aufsichtsbehörde und bei dem Verbandsvorsteher aufbewahrt. Der Verband führt 

ein Verzeichnis über den Verbandsplan und die dazu ergangenen Änderungen. 

(4) Das durchgeführte Unternehmen ergibt sich aus dem Verzeichnis der Anlagen nebst 

den dazugehörigen Ausführungskarten, die wie der Plan aufbewahrt werden. 

(5) Der Verband kann sich eine Betriebsordnung geben. 
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§ 5 

Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 

(1) Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf den zum Verband 

gehörenden Grundstücken der dinglichen Mitglieder durchzuführen. Er darf die 

Grundstücke der Mitglieder betreten und die für das Unternehmen nötigen Stoffe 

(Steine, Erde, Rasen usw.) von diesen Grundstücken nehmen, soweit sie land- und 

forstwirtschaftlich genutzt werden oder Unland oder Gewässer sind, wenn nicht 

ordnungsbehördliche Vorschriften entgegenstehen. 

(2) Der Verband darf Grundstücke, die öffentlichen Zwecken dienen, nur mit 

Zustimmung der zuständigen Verwaltungsbehörde benutzen, soweit sie nicht durch 

Rechtsvorschrift zugelassen ist. Die Zustimmung darf nur versagt werden, soweit 

eine Beeinträchtigung der öffentlichen Zwecke nicht durch entsprechende 

Maßnahmen ausgeglichen werden kann. 

 

§ 6 

Rechtsverhältnisse bei abgeleiteten Grundstücksnutzungen 

Wird ein zum Verband gehörendes Grundstück zu der Zeit, zu der es von dem 

Unternehmen betroffen wird, auf Grund eines vom Eigentümer abgeleiteten Rechts 

genutzt, hat der Nutzungsberechtigte vorbehaltlich einer abweichenden vertraglichen 

Regelung gegen den Eigentümer Anspruch auf die durch das Verbandsunternehmen 

entstehenden Vorteile. Der Nutzungsberechtigte ist in diesem Falle dem Eigentümer 

gegenüber verpflichtet, die Beiträge an den Verband zu leisten. 

§ 7 

Organe 

Der Verband hat eine Verbandsversammlung und einen Vorstand.  

§ 8 

Aufgaben der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgabe: 

- Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter, 

- Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder 

der Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik, 

- Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes, 

- Wahl der Schaubeauftragten, 

- Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplänen, 

- Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes, 

- Entlastung des Vorstandes, 

- Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Vergütungen von 

Vorstandsmitgliedern, 

- Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem 

Verband, 

- Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten, 

- Wahl von Rechnungsprüfern, 

- Beschlussfassung über eine Beregnungsordnung. 

- Beschlussfassung über die Form der Einladung zur Verbandsversammlung. 
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§ 9 

Sitzungen der Verbandsversammlung 

 

(1) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung nach Bedarf, mindestens 

alle zwei Jahre, ein. Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht öffentlich. 

(2) Der Verbandsvorsteher lädt die Verbandsmitglieder schriftlich mit mindestens 

einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden 

Fällen bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen. Ferner sind im 

Bedarfsfall landwirtschaftliche und technische Fachbehörden einzuladen. 

(3) Die Verbandsversammlung kann beschließen, dass abweichend von Abs. 2 die 

Einladung zur Verbandsversammlung durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt. 

(4) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzungen der Verbandsversammlung. wenn er 

selbst Verbandsmitglied ist, hat er Stimmrecht.  
 

(5) Kann wegen gesetzlichen Verboten oder wegen besonderer Gefährdung von 

Organmitgliedern, z.B. bei epidemischen Lagen, Naturkatastrophen u. ä., keine 

Sitzung mit persönlicher Anwesenheit durchgeführt werden, können Beschlüsse auch 

im schriftlichen oder textlichen Verfahren oder per E-Mail gefasst werden, wenn dem 

mehr als vier Fünftel der abstimmenden Mitglieder zustimmen. Die Entscheidung 

über das Abstimmungsverfahren trifft der Verbandsvorsteher. Die Frist für die 

Stimmabgabe beträgt mindestens eine Woche. Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 

4 entsprechend. Abstimmungen in Online-/Video-Sitzungen (digital über 

entsprechende Plattformen) sind möglich, wenn sich kein Widerspruch erhebt und 

nach Kopfzahlen abgestimmt werden kann. 

 

§ 10 

Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen 

wurde und in der Ladung mitgeteilt wird, dass sie ohne Rücksicht auf die Anzahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist oder wenn mindestens ein Zehntel der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 

(2) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen ihrer anwesenden Mitglieder 

gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

(3) Stimmberechtigt ist jedes beitragspflichtige Verbandsmitglied oder ein von ihm 

bestimmter Vertreter. Der Verbandsvorsteher kann vom Vertreter eine schriftliche 

Vollmacht fordern. 

(4) Um das Grundeigentum streitende Personen sind stimmberechtigt. Sie und die 

gemeinschaftlichen Grundeigentümer können nur einheitlich stimmen; die an der 

Wahl Teilnehmenden haben die Stimmen aller. 

(5) Das Stimmenverhältnis ergibt sich aus dem Beitragsaufkommen nach § 28 (Abs. 1 

u. 2). Solange das Beitragsaufkommen nicht feststeht, ist das Stimmenverhältnis 

dem Verhältnis der Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grundstücke gleich. 

Niemand hat mehr als zwei Fünftel aller Stimmen. 

(6) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung sind in einer Niederschrift festzuhalten. 

Jede Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher und dem Protokollführer zu 

unterschreiben. 

 

§ 11 

 Zusammensetzung des Vorstandes 

 

Der Vorstand besteht aus 7 Personen. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher. 

Ein Vorstandsmitglied ist stellvertretender Verbandsvorsteher. 
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§ 12 

Wahl des Vorstandes 

 

(1) Die Verbandsversammlung wählt den Verbandsvorsteher, den stellvertretenden 

Verbandsvorsteher und die übrigen Mitglieder des Vorstandes sowie deren 

Stellvertreter. 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(3) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei 

Drittel Mehrheit abberufen. Die Abberufung und Ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde 

anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der 

Anzeige unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige 

Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung 

unwirksam. 

 

§ 13 

Amtszeit des Vorstandes 

 

(1) Der Vorstand wird für eine Amtsperiode von 6 Jahren gewählt. Das Amt des 

Vorstandes endet am 31.12., zum ersten Mal im Jahre 1998 und später alle 6 Jahre. 

(2) Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist für den 

Rest der Amtszeit nach Ersatz zu wählen. 

(3) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder 

im Amt. 

§ 14 

Geschäfte des Verbandsvorstehers und des Vorstandes 

 

(1) Der Verbandsvorsteher führt die Geschäfte im Rahmen des Beschlusses der 

Verbandsversammlung über die Grundsätze der Geschäftspolitik. 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche 

Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass 

die Bestimmungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der 

Verbandsversammlung ausgeführt werden. Ein Vorstandsmitglied, das seine 

Obliegenheit vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Verband zum Ersatz 

des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der Schadenersatzanspruch verjährt 

in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem Schaden und 

der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 

(3) Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung 

der Verbandsvorsteher, oder die Verbandsversammlung berufen ist. Er beschließt 

insbesondere über 

- die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge 

- die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten 

- die Aufstellung der Jahresrechnung 

- die Aufnahmeanträge und Entlassungsanträge von Mitgliedern 

- die Entscheidungen im Rechtsbehelfsverfahren 

- Verträge mit einem Wert bis € 2.000,00. 
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§ 15 

Sitzungen des Vorstandes 

 

(1) Der Verbandsvorsteher beruft den Vorstand nach Bedarf, mindestens einmal im Jahr, 

ein. 

(2) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindestens einwöchiger Frist 

zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es 

keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen. Wer am Erscheinen gehindert ist, 

teilt dies unverzüglich seinem Stellvertreter mit; der Verbandsvorsteher ist zu 

benachrichtigen. Ferner sind zu den Sitzungen im Bedarfsfall die zuständigen 

Fachbehörden einzuladen. 

(3) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzungen des Vorstandes. 

 

§ 16 

Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung im Vorstand 

 

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß einberufen wurde und in 

der Ladung mitgeteilt wird, dass er ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen 

beschlussfähig ist oder wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. 

Ohne Rücksicht auf Form und Frist der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle 

Vorstandsmitglieder zustimmen. 

(2) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder 

gefasst. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt der 

Verbandsvorsteher den Ausschlag. 

(3) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn kein Vorstandsmitglied 

diesem Verfahren widerspricht. 

(4) Kann wegen gesetzlichen Verboten oder wegen besonderer Gefährdung von 

Organmitgliedern, z.B. bei epidemischen Lagen, Naturkatastrophen u. ä., keine 

Sitzung mit persönlicher Anwesenheit durchgeführt werden, können Beschlüsse 

auch im schriftlichen oder textlichen Verfahren oder per E-Mail gefasst werden, 

wenn dem kein Organmitglied widerspricht. Die Entscheidung über das 

Beschlussverfahren trifft der Verbandsvorsteher. Für die Beschlüsse und die 

Beschlussfähigkeit gelten die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

Abstimmungen in Online-/Video-Sitzungen (digital über entsprechende Plattformen) 

sind möglich, wenn sich kein Widerspruch erhebt. Für die Frist zur Beteiligung der 

Vorstandsmitglieder gilt § 13 Absatz 1 entsprechend. 

(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Jede Niederschrift ist vom 

Verbandsvorsteher und dem Protokollführer zu unterschreiben. 

 

§ 17 

 Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

 

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich.  

(2) Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich für den 

Bereich der laufenden Verwaltung. 

(3) Als Ausweis dient ihnen eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(4) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der 

Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen 

von dem Vertretungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft oder für 

einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der 

Form des Satzes 1. 
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§ 18 

Entschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten 

 

(1) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Der Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter können eine jährliche Entschädigung 

erhalten. 

§ 19 

Geschäftsführung, Kassenführung 

 

Die Geschäfts- und Kassenführung erfolgt durch den Kreisverband der Wasser- und 

Bodenverbände Uelzen der alle für den Verband erforderlichen Arbeiten ausführt.  Die 

Geschäftsführung obliegt dem Geschäftsführer des Kreisverbandes. Die Kassenführung 

erfolgt ebenfalls durch den Kreisverband, der auch die Einziehung der Verbandsbeiträge 

im Verband vornimmt. 

§ 20 

Haushaltsführung 

 

(1) Für den Haushalt gilt die Niedersächsische Landeshaushaltsordnung (LHO), 

abweichend von § 105 Abs. 1 der LHO gelten die §§ 107, 108, 109 Abs.2 Satz 2 und 

3 sowie Abs.3 Satz 2 letzter Halbsatz LHO nicht. 

(2) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes sind die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

 

§ 21 

Haushaltsplan 

 

(1) Die Verbandsversammlung setzt jährlich den Haushaltsplan des Verbandes und nach 

Bedarf Nachträge dazu fest. Der Verbandsvorsteher teilt den Haushaltsplan und die 

Nachträge der Aufsichtsbehörde mit. 

(2) Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im 

kommenden Haushaltsjahr. Er ist die Grundlage für die Haushaltsführung. 

(3) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 22 

 Überschreiten des Haushaltsplanes 

 

Der Vorstand kann Ausgaben bewirken, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht 

festgesetzt sind, wenn der Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub 

erhebliche Nachteile bringen würde. Er darf Anordnungen, durch die 

Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen können, für die ausreichende Mittel im 

Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, bei unabweisbarem Bedürfnis treffen. 

Wenn die Verbandsversammlung mit der Sache noch nicht befasst ist, beruft sie der 

Verbandsvorsteher unverzüglich zur nachträglichen Festsetzung im Haushaltsplan. 

 

§ 23 

Prüfen des Haushaltes 

 

Der Vorstand stellt die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben des vergangenen 

Haushaltsjahres gemäß dem Haushaltsplan auf. Die Rechnung wird von der gesetzlich 

vorgeschriebenen Stelle geprüft. 
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§ 24 

Entlastung 

 

Der Verbandsvorsteher legt die Haushaltsrechnung und den Prüfbericht der 

Verbandsversammlung vor. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstandes. 

 

§ 25 

Beiträge 

 

Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner 

Aufgaben und Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung 

erforderlich sind. 

§ 26 

Beitragsverhältnis 

 

(1) Die Beitragslast für die Verwaltungskosten verteilt sich auf die Mitglieder im 

Verhältnis der Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grundstücke. 

(2) Die Beitragslast aus dem Wasserentnahmeentgelt nach NWG, verteilt sich auf die 

Mitglieder im Verhältnis der Wassermengen, die auf den einzelnen Grundstücken 

verregnet wurden. 

(3) Der Mindestbeitrag beträgt 5 Euro. 

§ 27 

 Ermittlung des Beitragsverhältnisses 

(1) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Veranlagung 

erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband 

bei örtlich notwendigen Feststellung zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen 

in den Eigentums- und Pachtverhältnissen sind dem Verband unverzüglich 

mitzuteilen. 

(2) Bis zum 31.12. eines jeden Jahres sind auf den vom Verband ausgegebenen 

Formblättern die Wasserentnahmen beim Verband zu melden. 

(3) Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung besteht nur gegenüber Personen, die vom 

Verband durch eine schriftliche Vollmacht als zur Einholung der Auskünfte oder zur 

Einsicht und Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind. 

(4) Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem 

Ermessen durch den Verband geschätzt, wenn: 

a) das Mitglied die Bestimmung des Abs. 1 und 2 verletzt hat, 

b) es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist, den Beitrag des 

Mitgliedes zu ermitteln. 

 

§ 28 

Hebung der Verbandsbeiträge 

 

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des für ihn geltenden 

Beitragsmaßstabes nach § 28 durch Beitragsbescheid. 

(2) Für die Verjährung sind die Vorschriften der Abgabenordnung entsprechend 

anzuwenden. 

(3) Der Vorstand kann beschließen, ob und in welcher Höhe für rückständige Beiträge 

Säumniszuschläge festgesetzt werden. 

(4) Für die Vollstreckung gelten die Vorschriften des Nieders. 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes. 

(5) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden 

Unterlagen zu gewähren. 
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§ 29 

Wasserverteilung 

 

(1) Die Verteilung der Wassermengen, die auf die einzelnen Grundstücke entfallen, erfolgt 

auf Grundlage der jeweils gültigen wasserrechtlichen Erlaubnis. 

(2) Die Ermittlung (Kontingentierung) der Mengen erfolgt betriebsbezogen 

(Betriebsquote). 

(3) Die Mitglieder und die Nutzungsberechtigten von Verbandsflächen des Verbandes 

haben die auf den gesetzlichen Vorschriften, der wasserbehördlichen Erlaubnis, der 

Satzung und den Beschlüssen der Verbandsversammlung beruhenden Anordnungen 

des Verbandsvorstehers zu befolgen. 

(4) Verbandsmitglieder, die zum Verband gehörende Flächen verpachtet haben, sind dafür 

verantwortlich, dass die Pächter die Satzung und Anordnungen des Vorstehers 

einhalten. Verstöße des Pächters gehen zu Lasten des Mitgliedes. 

 

§ 30 

Anordnungsbefugnis 

 

(1) Die Verbandsmitglieder und die aufgrund eines vom Eigentümer abgeleiteten Rechts 

Nutzungsberechtigten haben die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Anordnungen 

des Vorstandes oder der Dienstkräfte des Verbandes zu befolgen. Die dem Vorstand 

zustehenden Anordnungsbefugnisse können auch vom Verbandsvorsteher oder 

Geschäftsführer wahrgenommen werden. 

(2) Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich nach § 70 des Nds. 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes. 

§ 31 

Anordnungen und Regelungen 

 

(1) Die Mitglieder und die Pächter des Verbandes haben die auf dem Wassergesetz, der 

Satzung und Beschlüssen der Verbandsversammlungen beruhenden Anordnungen 

des Verbandsvorstehers zu befolgen. 

(2) Der Beregnungsverband ist nach schriftlicher Abmahnung berechtigt, die 

Wasserentnahme durch die Mitglieder zu untersagen, wenn: 

a) die fälligen Beiträge trotz Mahnung nicht oder nicht vollständig geleistet werden. 

Die Untersagung der Wasserentnahme durch den Verband darf erst zwei 

Wochen nach schriftlicher Androhung erfolgen. Der Verband kann mit der 

Mahnung zugleich die Untersagung der Wasserentnahme androhen. 

b) die Wasserentnahme widerrechtlich erfolgt ist oder die nach § 31 zulässige 

Wasserentnahmemenge verbraucht ist. 

 

§ 32 

Rechtsbehelfe 

 

Für die Rechtsmittel gelten die allgemeinen Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung und das niedersächsische Ausführungsgesetz zur 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). 

§ 33 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen mittels geschlossenem Brief an die 

Mitglieder. 

(2) Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, 

an dem Einblick in die Unterlagen genommen werden kann. 
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§ 34 

Änderung der Satzung 

 

(1) Die Verbandsversammlung beschließt über eine Änderung der Satzung mit der 

Mehrheit der anwesenden Stimmen. Der Beschluss über eine Änderung der Aufgabe 

des Verbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmen. 

(2) Satzungsänderungen sind durch die Aufsichtsbehörde zu genehmigen und in deren 

amtlichen Verkündungsblatt öffentlich bekanntzumachen. 

 

   § 35 

Aufsicht 

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Gifhorn. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten 

des Verbandes unterrichten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, 

Akten und andere Unterlagen anfordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen und 

Besichtigungen vornehmen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der 

Verbandsorgane einzuladen. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

§ 36 

Von der Aufsichtsbehörde zu genehmigende Geschäfte 

 

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde 

1. zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen, 

2. zur Aufnahme von Darlehen, die über 5.000,00 € hinausgehen, 

3. zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen und 

zur Bestellung von Sicherheiten, 

4. zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der 

Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen 

hinausgehen. 

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Absatz 1 

genannten Geschäft wirtschaftlich gleichkommen. 

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit 

Begrenzung auf einen Höchstbetrag. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 

bis 3 allgemein zulassen. 

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang 

der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann 

die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid um einen Monat verlängern. 

 

§ 37 

Verschwiegenheitspflicht 

 

Mitglieder des Vorstandes und der Verbandsversammlung sind verpflichtet, über alle 

ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Tatsachen und 

Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu bewahren. 

 

§ 38 

Gleichstellungshinweis 

 

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der 

männlichen Sprachform gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden 

weiblichen und diversen Sprachform. 
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§ 39 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung des Beregnungsverbandes vom 07.09.2021 außer Kraft. 

 

Beregnungsverband Suderwittingen 

Suderwittingen/Uelzen, 18.04.2024 

 

Jan-Wilhelm Schorling 

Verbandsvorsteher) 

 

Die Neufassung der Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

 

Im Auftrage 

 

Nietner 

 

Veröffentlichung des Ergebnisses der Vorprüfung nach UVPG für den Bau eines 

Hochwasserrückhaltebeckens in der Gemarkung Rötgesbüttel, Flur 2, 

Flurstücke 181, 16/1, 14/1, 183 

Öffentliche Bekanntmachung des Fachbereichs 9 – Umwelt 

Az. 9.2/ 6630-09-5/24 

 

Die Gemeinde Rötgesbüttel beantragte zur Verbesserung der Hochwassersituation an 

der Rötgesbütteler Riede die wasserrechtliche Plangenehmigung für den Bau eines 

Hochwasserrückhaltebeckens in der Gemarkung Rötgesbüttel.  

 

Gemäß § 5 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 13.6.2 und Nr. 13.13 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540) in der 

zurzeit geltenden Fassung ist für eine solches Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 7 Abs. 1 UVPG vorgeschrieben. 

 

Die Vorprüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten 

sind. Insbesondere unter Berücksichtigung der in Nr. 3 der Anlage 3 UVPG genannten 

Kriterien sind durch das Vorhaben keine dauerhaft schädigenden Auswirkungen auf die 

Umwelt und die Bevölkerung zu erwarten und die Bewirtschaftungsziele für Grund- und 

Oberflächenwasserkörper werden nicht gefährdet. 

 

Die Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Im Auftrage 

 

Schielberg 
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Veröffentlichung des Ergebnisses der Vorprüfung nach UVPG für die Errichtung 

eines „wet spots“ im Drömling (Politz) in der Gemarkung Brechtorf 

Öffentliche Bekanntmachung des Fachbereichs 9 – Umwelt 

Az. 9.2/ 6630-09-6/24 

 
Der NABU Niedersachsen beantragte die wasserrechtliche Plangenehmigung für die 

Errichtung eines „wet spots“ (Vernässungsfläche) im Drömling, Bereich Politz 

(Gemarkung Brechtorf, Flur 7 und Flur 8) zur Verbesserung der Lebensraumsituation für 

Amphibien, Wiesenvögel und Libellen. Für die Vernässungsfläche werden flache 

Verwallungen als Einfassung hergestellt, Stauanlagen gebaut, mittels derer Wasser in 

die Fläche geleitet wird, und ein Gewässer verschlossen.  

 

Gemäß § 5 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 13.18.1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540) in der z. Z. 

geltenden Fassung ist für eine solches Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 7 Abs. 1 UVPG vorgeschrieben. 

 

Die Vorprüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten 

sind. Insbesondere unter Berücksichtigung der in Nr. 3 der Anlage 3 UVPG genannten 

Kriterien sind durch das Vorhaben keine dauerhaft schädigenden Auswirkungen auf die 

Umwelt und die Bevölkerung zu erwarten und die Bewirtschaftungsziele für Grund- und 

Oberflächenwasserkörper werden nicht gefährdet. 

 

Die Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Im Auftrage 

 

Schielberg 

 

B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 

 

Hundesteuersatzung 

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 

S. 576), zuletzt geändert am 23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191), und des § 3 des 

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 

(Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert am 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700), hat der Rat 

der Gemeinde Tiddische in seiner Sitzung am 26.08.2024 folgende Satzung beschlossen:  

  

§ 7  

Fälligkeit der Steuer 

 

Die Steuer wird zum 15.05. und 15.11 eines jeden Jahres je zur Hälfte fällig. In den 

Fällen des § 8 Abs. 2 und 4 ist ein Satz 1 fälliger Teilbetrag innerhalb eines Monats nach 

Heranziehung zu entrichten. 
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§ 11  

Inkrafttreten 

  

(1) Diese 1. Änderungssatzungsatzung tritt am 01.08.2024 in Kraft 

 

Tiddische, den 26.08.2024 

Gemeinde Tiddische 

(L. S.) 

Krause               

Bürgermeister 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2012 bis 2015 der 

Gemeinde Dedelstorf 

 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 24.04.2024 die Jahresabschlüsse für die 

Haushaltsjahre 2012 bis 2015 gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG beschlossen und der 

Bürgermeisterin für diese Jahre die Entlastung erteilt. 

 

Die Jahresabschlüsse und Schlussberichte des Rechnungsprüfungsamtes liegen gemäß 

§§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG vom 01.10.2024 bis 10.10.2024 während der 

allgemeinen Öffnungszeiten im Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde 

Hankensüttel zur Einsichtnahme öffentlich aus.  

 

Dedelstorf, 09.09.2024 

 

Bührke 

Bürgermeisterin 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Jahresabschlüsse 2017 bis 2022 der 

Gemeinde Sprakensehl 

 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 21.08.2024 die Jahresabschlüsse für die 

Haushaltsjahre 2017 bis 2022 gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG beschlossen und der 

Bürgermeisterin für diese Jahre die Entlastung erteilt. 

 

Die Jahresabschlüsse und Schlussberichte des Rechnungsprüfungsamtes liegen gemäß 

§§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG vom 01.10.2024 bis 10.10.2024 während der 

allgemeinen Öffnungszeiten im Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde 

Hankensbüttel zur Einsichtnahme öffentlich aus.  

 

Sprakensehl, 16.09.2024 

 

Pfeffer 

Bürgermeisterin 
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Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Meinersen 

   

Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

in der zurzeit gültigen Fassung und der §§ 1 und 2 Niedersächsisches Brandschutzgesetz 

(NBrandSchG) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Meinersen 

in seiner Sitzung am 22.08.2024 folgende Satzung beschlossen:  

§ 1   

Organisation und Aufgaben 

 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Samtgemeinde Meinersen. Sie 

besteht aus den zur Sicherstellung des örtlichen und überörtlichen 

Brandschutzes und der Hilfeleistung in den Gemeindeteilen unterhaltenen 

Ortsfeuerwehren  

  

1. Ahnsen  

2. Dalldorf  

3. Ettenbüttel  

4. Flettmar  

5. Hahnenhorn  

6. Hillerse  

7. Leiferde  

8. Meinersen  

9. Müden/Dieckhorst  

10. Ohof  

11. Päse  

12. Seershausen 

 

sowie der zur Ortsfeuerwehr Flettmar angehörigen Löschgruppe*1 Böckelse  

(2) Die Freiwillige Feuerwehr erfüllt die der Samtgemeinde Meinersen nach dem 

Niedersächsischen Brandschutzgesetz obliegenden Aufgaben.  

 

*1 Löschgruppe i.S.d. Satzung bedeutet die organisatorische Zuordnung eines 

Standortes zu einer anderen Ortsfeuerwehr. Eine Löschgruppe ist keine Feuerwehr 

i.S.d. NBrandSchG. 

§ 2   

Leitung der Freiwilligen Feuerwehr 

 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Meinersen wird von der 

Samtgemeindebrandmeisterin oder dem Samtgemeindebrandmeister geleitet. 

Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr. Bei der 

Erfüllung der Aufgaben ist die von der Samtgemeinde erlassene „Allgemeine 

Dienstanweisung für die Führungskräfte der Freiwilligen Feuerwehren der 

Samtgemeinde Meinersen“ zu beachten.  

  

(2) Im Verhinderungsfall erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch 

die stellvertretenden Samtgemeindebrandmeisterinnen oder die 

stellvertretenden Samtgemeindebrandmeister.  

  

(3) Die Vertretung kann durch höchstens zwei stellvertretende 

Samtgemeindebrandmeisterinnen oder stellvertretende 

Samtgemeindebrandmeister erfolgen.  
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§ 3  

Leitung der Ortsfeuerwehr 

  

(1) Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister 

geleitet. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Ortsfeuerwehr. Bei der 

Erfüllung der  

Aufgaben ist die von der Samtgemeinde Meinersen erlassene „Allgemeine 

Dienstanweisung für die Führungskräfte der Freiwilligen Feuerwehren der 

Samtgemeinde Meinersen“ zu beachten.  

(2) Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten 

durch die stellvertretende Ortsbrandmeisterin oder den stellvertretenden 

Ortsbrandmeister.  

  

(3) Die Vertretung kann durch höchstens zwei stellvertretende 

Ortsbrandmeisterinnen oder stellvertretende Ortsbrandmeister erfolgen. Bei zwei 

Stellvertretenden ist schriftlich gegenüber der Samtgemeindeverwaltung 

festzuhalten, welche/-r als Erste/-r bzw. Zweite/-r im Verhinderungsfall die 

Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister vertritt. Die 

Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister entscheidet 

mit der Samtgemeindebürgermeisterin oder dem Samtgemeindebürgermeister 

auf Antrag des Ortskommandos über die Zulassung einer weiteren 

Stellvertretung. Doppelfunktionen innerhalb der Ortsfeuerwehr (z.B. stv. 

Ortsbrandmeister-/in und Gruppenfüher-/in) sind zu unterlassen. Für den Fall 

der Einrichtung einer Löschgruppe i. S.d. § 1 der Satzung gilt für die 

Ortsfeuerwehr, zu welcher diese angehörig ist, dass Sie auf Grund der 

besonderen Gegebenheiten eine stellvertretende Ortsbrandmeisterin oder einen 

stellvertretenden Ortsbrandmeister benennen kann. Diese/-r soll sich dabei 

hauptsächlich um die Belange der Löschgruppe kümmern. 

 

                     § 4   

Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten 

  

(1) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister bestellt aus den Mitgliedern 

der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die entsprechend 

der Wehrgliederung erforderlichen Führerinnen und Führer und stellvertretenden 

Führerinnen und Führer der taktischen Feuerwehreinheiten, Zug, Gruppe, Staffel 

und Trupp für die Dauer von drei Jahren. 

 

(2) Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst Vorgesetzte der 

Angehörigen ihrer jeweiligen Einheit. 

 

(3) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister können die Führungskräfte 

taktischer Feuerwehreinheiten nach Maßgabe des § 8 Abs. 7 der Verordnung 

über die kommunalen Feuerwehren (FwVO) abberufen, wenn ein wichtiger Grund 

vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Führungskraft 

 1. die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuerwehr geschädigt 

   hat, 

 2. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Verhalten erheblich  

     gestört hat oder 

 

 3. die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann. 
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 Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Angehörigen der jeweiligen 

taktischen Einheit der Ortsfeuerwehr und die betroffene Führungskraft 

anzuhören. Die Samtgemeindebrandmeisterin oder der 

Samtgemeindebrandmeister ist von der Ortsfeuerwehr über die beabsichtigten 

Maßnahmen unverzüglich schriftlich zu unterrichten. 

§ 5   

Samtgemeindekommando 

 

(1) Das Samtgemeindekommando unterstützt die Samtgemeindebrandmeisterin 

oder den Samtgemeindebrandmeister. Dabei obliegen dem 

Samtgemeindekommando insbesondere folgende Aufgaben:  

 

 a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz der Freiwilligen 

  Feuerwehr innerhalb der Samtgemeinde Meinersen und der Leistung von 

  Nachbarschaftshilfe,  

b) Mitwirkung bei der Feststellung des Bedarfs von Geräten und technischen 

Einrichtungen für die Brandbekämpfung und die Durchführung von 

Hilfeleistungen,  

c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages der 

Samtgemeinde Meinersen,  

d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm- und Einsatzplänen und 

Plänen für die Löschwasserversorgung sowie deren laufende Ergänzung,  

e) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der Freiwilligen 

Feuerwehr sowie Beratung bei deren Entsendung zu Lehrgängen,  

f) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übungen,  

g) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvorschriften und 

sonstiger Sicherheitsbestimmungen.  

h) Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes  

 

(2) Das Samtgemeindekommando besteht aus 

 

a) der Samtgemeindebrandmeisterin oder dem Samtgemeindebrandmeister als 

Leiterin oder Leiter, 

b) den stellvertretenden Samtgemeindebrandmeisterinnen oder den 

stellvertretenden Samtgemeindebrandmeistern, 

c) den Ortsbrandmeisterinnen und den Ortsbrandmeistern, 

d) der Samtgemeindejugendfeuerwehrwartin oder dem 

Samtgemeindejugendfeuerwehrwart  

 

Zusätzlich als Beisitzer/innen ohne Stimmrecht: 

e) der Schriftwartin oder dem Schriftwart und der/dem 

Samtgemeindesicherheitsbeauftragten. 

  

 Im Verhinderungsfall vertritt die Beisitzerinnen und Beisitzer gemäß Satz 1 

Buchstabe c) bis e) eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter. 
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 Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe d) und e) werden auf 

Vorschlag der in Satz 1 Buchstabe a) – c) genannten 

Samtgemeindekommandomitglieder von der Samtgemeindebrandmeisterin oder 

dem Samtgemeindebrandmeister für die Dauer von drei Jahren bestellt. Die 

Trägerinnen und Träger anderer Funktionen können als weitere nicht 

stimmberechtigte Beisitzerinnen und Beisitzer für die Dauer ihrer Amtszeit in das 

Samtgemeindekommando aufgenommen werden. Für das Bestellungsverfahren 

gilt Satz 3. 

 Die stellvertretenden Ortsbrandmeisterinnen und stellvertretenden 

Ortsbrandmeister haben das Recht an den Sitzungen des 

Samtgemeindekommandos ohne Stimmrecht teilzunehmen, auch wenn der 

Verhinderungsfall nicht gegeben ist. 

 Die Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister kann 

weitere Mitglieder der Feuerwehr oder sachkundige Personen zu Sitzungen des 

Samtgemeindekommandos hinzuziehen. Diese haben kein Stimmrecht. 

 Die Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister kann die 

Beisitzerinnen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe d) und e) und die 

Trägerinnen und Träger sonstiger Funktionen nach Satz 4 bei Vorliegen eines 

wichtigen Grundes nach Anhörung des Samtgemeindekommandos vorzeitig 

abberufen. 

(3) Das Samtgemeindekommando wird von der Samtgemeindebrandmeisterin oder 

dem Samtgemeindebrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im 

Jahr, mit zweiwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 

Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 

Samtgemeindekommando ist einzuberufen, wenn die 

Samtgemeindebürgermeisterin oder der Samtgemeindebürgermeister, der 

Samtgemeindeausschuss oder mehr als die Hälfte der stimmberechtigten 

Samtgemeindekommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen. 

(4) Das Samtgemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer 

Ladung mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.  

(5) Beschlüsse des Samtgemeindekommandos werden mit der Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird 

offen abgestimmt. Abweichend davon wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied 

des Samtgemeindekommandos es verlangt, schriftlich abgestimmt.  

(6) Über jede Sitzung des Samtgemeindekommandos ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die von der Samtgemeindebrandmeisterin oder dem 

Samtgemeindebrandmeister und einem weiteren Mitglied des 

Samtgemeindekommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Samtgemeinde Meinersen zuzuleiten. 

          § 6  

Ortskommando 

 

(1) Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin oder den 

Ortsbrandmeister. Dem Ortskommando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 

Abs. 1 aufgeführten Aufgaben.  

Darüber hinaus entscheidet das Ortskommando unter Beachtung der 

Vorschriften der Feuerwehrverordnung über die Aufnahme von Mitgliedern in die 

Feuerwehr, über die Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere 

Abteilung der Ortsfeuerwehr sowie über den Ausschluss eines Mitgliedes (§ 18).  
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(2) Das Ortskommando besteht aus   

  

 a)   der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als Leiterin oder Leiter,  

b) den stellvertretenden Ortsbrandmeisterinnen oder den stellvertretenden 

Ortsbrandmeistern, den Führerinnen und Führern der taktischen  

 Feuerwehreinheiten (§ 4) als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes,  

c) der Jugendfeuerwehrwartin oder dem Jugendfeuerwehrwartin, der 

Schriftwartin oder dem Schriftwart, der Gerätewartin oder dem Gerätewart 

und der oder dem Sicherheitsbeauftragten als bestellte Beisitzerinnen oder 

Beisitzer.  

  

 Die Beisitzerinnen und Beisitzer gemäß Satz 1 Buchstabe c) werden von der 

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister auf Vorschlag der 

Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren bestellt. Trägerinnen und 

Träger anderer Funktionen können als weitere stimmberechtigte Beisitzerinnen 

und Beisitzer für die Dauer ihrer Amtszeit in das Ortskommando aufgenommen 

werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1. § 5 Abs. 2 Satz 3 gilt 

entsprechend. 

Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach 

Absatz 2 Satz 1 Buchstabe c) sowie Trägerinnen und Träger anderer Funktionen, 

bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach Anhörung der 

Mitgliederversammlung vorzeitig abberufen. 

(3) Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister 

bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit zweiwöchiger Ladungsfrist 

unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden 

Fällen angemessen verkürzt werden. Das Ortskommando ist einzuberufen, wenn 

die Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister oder 

mehr als die Hälfte der Ortskommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 

verlangen. Die Samtgemeindebrandmeisterin oder der 

Samtgemeindebrandmeister können an allen Sitzungen der Ortskommandos mit 

beratender Stimme teilnehmen. Für Beschlüsse des Ortskommandos gilt § 5 Abs. 

4 und 5 entsprechend.   

 

 Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von 

 der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister und einem der 

 Ortskommandomitglieder (Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung 

 der Niederschrift ist der Samtgemeindebrandmeisterin oder dem 

 Samtgemeindebrandmeister zuzuleiten.  

§ 7 

Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegenheiten der 

 Ortsfeuerwehr, für die nicht die Samtgemeindebrandmeisterin oder der 

 Samtgemeindebrandmeister, die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister, 

 das Samtgemeindekommando oder das Ortskommando im Rahmen dieser 

 Satzung oder anderer Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr   

  

a) die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätigkeitsbericht),  

b) die Entgegennahme des Berichts über die Dienstbeteiligung,  

c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern.  
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(2) Die Mitgliederversammlung wird auf der Ortsebene von der Ortsbrandmeisterin 

oder dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr 

einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die Samtgemeindebürgermeisterin oder 

der Samtgemeindebürgermeister, der Samtgemeindeausschuss oder ein Drittel 

der Mitglieder der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr dies unter Angabe des 

Grundes verlangen. Ort und Zeit der Mitgliederversammlung sind mindestens 

zwei Wochen vorher ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung bekannt zu 

geben. An der Mitgliederversammlung soll jedes Mitglied der Einsatzabteilung 

der Ortsfeuerwehr teilnehmen. Andere Mitglieder können teilnehmen.  

  

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem 

Ortsbrandmeister geleitet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

stimmberechtigten Mitglieder  

(Abs. 4) anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen 

 unter  

Einhaltung der Ladungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit der gleichen 

Tagesordnung einzuberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. Auf die Beschlussfähigkeit der 

erneuten Mitgliederversammlung ist in der Einladung hinzuweisen.   

(4) Jedes Mitglied der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die nicht übertragen 

werden kann (stimmberechtigtes Mitglied).   

 

Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

gefasst; Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend 

davon wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche 

Abstimmung durchgeführt.  

  

(5) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der  

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister und der Schriftwartin oder dem 

Schriftwart zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 

Samtgemeindebrandmeisterin oder dem Samtgemeindebrandmeister sowie der 

Samtgemeinde Meinersen zuzuleiten.  

§ 8  

Verfahren bei Vorschlägen 

 

(1) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen wird grundsätzlich offen durch 

Handaufheben abgestimmt. Auf Verlangen von mindestens einem anwesenden  

Stimmberechtigten ist geheim mit Stimmzetteln abzustimmen. Vorgeschlagen 

ist, wer die Mehrheit der Stimmen der anwesenden stimmberechtigen Mitglieder 

des Gremiums erhält.  

(2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstimmung statt, durch 

 die das Mitglied vorgeschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgegeben 

 worden sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von der jeweiligen 

 Leiterin oder dem jeweiligen Leiter des Verfahrens zu ziehen ist.  

 

§ 9 

Einsatzabteilung 

 

(1) Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohnerinnen und  Einwohner 

der Samtgemeinde Meinersen über 16 Jahre können Mitglieder der 

Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr werden. Bei Minderjährigen ist die 

schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderlich.   
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(2) Der Einsatzabteilung kann auch angehören, wer der Einsatzabteilung der 

Freiwilligen Feuerwehr eines anderen Trägers angehört und für Einsätze 

regelmäßig zur Verfügung steht (Doppelmitglied).  

 

(3) Aufnahmegesuche sind an die für den Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu 

richten. Die Samtgemeinde Meinersen kann ein Führungszeugnis sowie ein 

ärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerberinnen und 

Bewerber anfordern; die Kosten hierfür trägt die Samtgemeinde Meinersen.   

 

(4) Über die Aufnahme des Mitgliedes der Einsatzabteilung entscheidet das 

Ortskommando (§  

6 Abs. 1). Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister hat die 

Samtgemeinde Meinersen über die Samtgemeindebrandmeisterin oder den 

Samtgemeindebrandmeister vor der Bekanntgabe der Entscheidung über den 

Aufnahmeantrag zu unterrichten, soweit die Samtgemeinde Meinersen darauf 

nicht generell verzichtet hat.   

(5) Aufgenommene Bewerberinnen und Bewerber werden von der 

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als Feuerwehrfrau-Anwärterin 

oder Feuerwehrmann-Anwärter auf eine Probezeit von einem Jahr verpflichtet. 

Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die bereits Mitglied der Einsatzabteilung 

einer anderen Feuerwehr waren, sind die Vorgaben der Feuerwehrverordnung zu 

beachten. Für Feuerwehrmitglieder, die vor der Übernahme in die 

Einsatzabteilung mindestens zwei Jahre der Jugendabteilung einer Freiwilligen 

Feuerwehr angehört haben, endet die Probezeit nach erfolgreicher Teilnahme an 

der Truppausbildung (vgl. § 7 Abs. 3 FwVO).  

 

(6) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten im Dienst beschließt 

das Ortskommando über die endgültige Aufnahme als Feuerwehrfrau oder 

Feuerwehrmann. Bei der endgültigen Aufnahme ist folgende schriftliche 

Erklärung abzugeben:  

 „Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mitglied der 

Freiwilligen Feuerwehr pünktlich und gewissenhaft zu erfüllen und gute 

Kameradschaft zu halten“  

  

(7) Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei Mitgliedern der 

Einsatzabteilung nach ihrem Wohnsitz. In Einzelfällen kann die 

Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister eine hiervon 

abweichende Regelung treffen.  

 

§ 10  

Mitglieder der Altersabteilung 

  

(1) Mitglieder der Einsatzabteilung sind in die Altersabteilung zu übernehmen, wenn 

sie das Lebensjahr gem. § 12 Abs. 2 S. 3 NBrandSchG vollendet haben. 
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(2) Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag, unter den 

Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 Satz 4 NBrandSchG ohne Begründung in die 

Altersabteilung übertreten. Auf Beschluss des Ortskommandos können 

Angehörige der Einsatzabteilung in die Altersabteilung übernommen werden, 

wenn sie den Dienst in der Einsatzabteilung auf Dauer nicht mehr ausüben 

können.   

 

(3) Mitglieder der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veranstaltungen 

Dienstkleidung tragen.  

 

§ 11 

Mitglieder der Jugendabteilung 

  

(1) In den Ortsfeuerwehren sollen je nach Möglichkeit Jugendfeuerwehren 

eingerichtet werden. Die Einrichtung hat die Mitgliederversammlung zu 

beschließen.  

  

(2) Geeignete Kinder und Jugendliche können nach Vollendung des zehnten 

Lebensjahres  

Mitglied in der Jugendabteilung werden, wenn die schriftliche Einwilligung der  

Erziehungsberechtigten vorliegt. Mitglied können auch Kinder und Jugendliche 

werden, die ihren Wohnsitz nicht in der Samtgemeinde Meinersen haben.  

(3) Darüber hinaus können Mitglieder, die die allgemeine Jugendarbeit fördern oder 

betreuende Aufgaben wahrnehmen, über die in § 18 Abs. 2 genannten 

Altersgrenze tätig werden.  

  

(4) Über die Aufnahme in die Jugendabteilung entscheidet das Ortskommando auf 

Vorschlag der Jugendabteilung. Das Ortskommando kann die Entscheidung über 

die Aufnahme auf die Ortsbrandmeisterin bzw. den Ortsbrandmeister delegieren.  

 

§ 12 

Mitglied in der Kinderabteilung 

  

(1) In den Ortsfeuerwehren sollen je nach Möglichkeit Kinderfeuerwehren als 

selbstständige Abteilungen eingerichtet werden. Die Einrichtung einer 

Kinderfeuerwehr hat die Mitgliederversammlung zu beschließen.  

  

(2) Geeignete Kinder können nach Vollendung des 6. Lebensjahres bis zur 

Vollendung des 12. Lebensjahres Mitglied der Kinderabteilung werden, wenn die 

schriftliche Einwilligung des oder der jeweiligen Erziehungsberechtigten vorliegt. 

Mitglied können auch Kinder werden, die ihren Wohnsitz nicht in der 

Samtgemeinde Meinersen haben.  

  

(3) Über die Aufnahme in die Kinderabteilung entscheidet das Ortskommando auf 

Vorschlag der Leitung der Kinderabteilung. Das Ortskommando kann die 

Entscheidung über die Aufnahme auf die Ortsbrandmeisterin bzw. den 

Ortsbrandmeister delegieren.  

  

(4) Die Leitung der Kinderabteilung erfolgt durch ein geeignetes Feuerwehrmitglied, 

das nicht gleichzeitig Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart sein 

darf. Näheres regelt die Ordnung für die Kinderabteilung.  
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§ 13 

Musiktreibende Züge; Mitglieder der Abteilung „Feuerwehrmusik“ 

  

(1) Feuerwehrmusik-/Feuerwehrspielmannszüge sind bei den Ortswehren 

Ahnsen/Meinersen und Hillerse aufgestellt.   

  

(2) Die Mitgliedschaft in der Abteilung „Feuerwehrmusik“ ist an besondere 

Voraussetzungen nicht gebunden. Mitglied können auch Bewerberinnen und 

Bewerber werden, die ihren Wohnsitz nicht in der Samtgemeinde Meinersen 

haben. Die Mitglieder dieser Abteilung leisten keinen Einsatzdienst.  

  

(3) Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.  

 

§ 14 

Innere Organisation der Abteilungen 

  

 Die Organisation der einzelnen Abteilungen richtet sich nach den jeweiligen  

Rechtsvorschriften des Landes und/oder den jeweiligen 

Organisationsgrundsätzen der Samtgemeinde Meinersen.  

§ 15  

Ehrenmitglieder 

  

 Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohnerinnen und Einwohner der 

Samtgemeinde Meinersen, die sich besondere Verdienste um den kommunalen 

Brandschutz und die Hilfeleistung erworben haben, können auf Vorschlag des 

Ortskommandos durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern der 

Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.  

§ 16  

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

  

(1) Die Mitglieder der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die ihnen übertragenen 

Aufgaben gewissenhaft auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im 

Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. 

Mitglieder der Einsatzabteilung, die aus persönlichen Gründen vorübergehend an 

der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verhindert sind, können auf 

Antrag durch das Ortskommando befristet beurlaubt werden. Während der 

Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflichten als Mitglied der 

Einsatzabteilung.  

  

(2) Die Mitglieder der Altersabteilung nehmen - unbeschadet der ihnen gemäß § 323 

c Strafgesetzbuch obliegenden allgemeinen Hilfeleistungspflicht - nicht an dem 

angeordneten feuerwehrtechnischen Übungs- und Einsatzdienst teil.  

  

(3) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an dem für sie 

vorgesehenen Übungsdienst teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Aufgaben 

der Kinder- und Jugendabteilung gegebenen Anordnungen zu befolgen.  

(4) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und 

Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. 

Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädigung von Bekleidungs- und 

Ausrüstungsgegenständen sowie von Geräten kann die Samtgemeinde Meinersen 

den Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstkleidung darf außerhalb 

des Dienstes nicht getragen werden.  
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(5) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen 

Bestimmungen unfallversichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die 

„Unfallverhütungsvorschriften für Feuerwehren“ zu beachten. Tritt ein Unfall im 

Feuerwehrdienst ein, so ist dies unverzüglich - spätestens binnen 48 Stunden - 

über die Sicherheitsbeauftragte oder den Sicherheitsbeauftragten der 

Ortsfeuerwehr, über die Samtgemeindesicherheitsbeauftragte oder den 

Samtgemeindesicherheitsbeauftragten an die Samtgemeinde Meinersen zu 

melden. Dies gilt auch für Erkrankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst 

zurückzuführen sind. Sofern die Verletzung zur Einlieferung in ein Krankenhaus 

oder zum Tode führt, ist auch die Samtgemeindebrandmeisterin bzw. der 

Samtgemeindebrandmeister zu benachrichtigen.  

  

(6) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehrdienstes ein Schaden an 

seinem privaten Eigentum entstanden ist, so ist dies unverzüglich - spätestens 

binnen 48 Stunden - über die Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister der 

Ortsfeuerwehr, an die Samtgemeindebrandmeisterin oder den 

Samtgemeindebrandmeister und die Samtgemeinde Meinersen zu melden.  

 

§ 17  

Verleihung von Dienstgraden 

  

(1) Dienstgrade dürfen unter Beachtung der Vorgaben der Feuerwehrverordnung nur 

an Mitglieder der Einsatzabteilung verliehen werden.   

  

(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuerwehr bis zum 

Dienstgrad „Erste/Erster Hauptfeuerwehrfrau/Hauptfeuerwehrmann“ vollzieht die 

Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister auf Beschluss der Ortskommandos. 

Die Verleihung ab Dienstgrad „Löschmeisterin/Löschmeister“ vollzieht die 

Samtgemeindebrandmeisterin oder der  

Samtgemeindebrandmeister in Abstimmung mit ihren/seinen Stellvertreterinnen 

oder  

Stellvertretern auf Beschluss des Ortskommandos. Die Verleihung eines 

Dienstgrades an  

Funktionsträgerinnen und Funktionsträger der Samtgemeindefeuerwehr vollzieht 

die Samtgemeindebrandmeisterin oder der Samtgemeindebrandmeister in 

Abstimmung mit ihren/seinen Stellvertreterinnen oder Stellvertretern. Die 

Ortskommandos können die Entscheidung über Verleihung von Dienstgraden auf 

die Ortsbrandmeisterin bzw. den Ortsbrandmeister delegieren. 

  

(3) Bei Mitgliedern, die nach § 9 Abs. 5 Satz 3 der Satzung in die Einsatzabteilung 

aufgenommen wurden, soll im Anschluss an das Ende der Probezeit der 

Dienstgrad „Feuerwehrfrau/Feuerwehrmann“ verliehen werden.  

§ 18  

Beendigung der Mitgliedschaft 

  

(1) Die Mitgliedschaft endet durch:  

a) Austritt,  

b) Geschäftsunfähigkeit,  

c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr,  

d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthalts in der 

Samtgemeinde Meinersen bei Mitgliedern der Einsatz-abteilung,  

e) Ausschluss,  

f) Tod.  
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(2) Die Mitgliedschaft in der Jugendabteilung einer Freiwilligen Feuerwehr endet 

darüber hinaus   

a) mit der Auflösung der Jugendabteilung,  

b) mit der Vollendung des 18. Lebensjahres.  

  

(3) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann zu jedem Vierteljahresende 

erfolgen; der Austritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens einen Monat 

vor dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären.   

  

(4) Die Beendigung der Mitgliedschaft im Falle der Geschäftsunfähigkeit ist der 

gesetzlichen Vertreterin oder dem gesetzlichen Vertreter der oder des 

Betroffenen durch die Samtgemeinde Meinersen schriftlich mitzuteilen.  

  

(5) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwilligen Feuerwehr 

ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund 

liegt insbesondere dann vor, wenn ein Mitglied   

  

1. wiederholt schuldhaft seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und 

Ausbildungsdienst   verletzt,   

2. wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht befolgt,  

3. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Verhalten erheblich 

stört,  

4. das Ansehen der Feuerwehr schuldhaft beschädigt hat,  

5. rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt 

worden ist oder 

6. innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch Äußerungen oder 

tatsächliche Handlungen zu erkennen gibt, dass er oder sie die freiheitlich 

demokratische Grundordnung nicht anerkennt.   

  

(6) Vor der Entscheidung des Ortskommandos über den Ausschluss aus der 

Freiwilligen Feuerwehr ist der oder dem Betroffenen und der Samtgemeinde 

Meinersen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Ausschlussverfügung 

wird von der Samtgemeinde Meinersen erlassen.  

  

(7) Mitglieder der Einsatzabteilung oder Mitglieder der Jugendabteilung können, 

wenn gegen sie in Ausschlussverfahren eingeleitet wird, von der 

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister bis zur Entscheidung über den 

Ausschluss vom Dienst suspendiert werden.   

  

(8) Das Ausscheiden eines Mitgliedes der Einsatzabteilung (Abs. 1) hat die 

Ortsfeuerwehr unverzüglich zu protokollieren.  

  

(9) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen Feuerwehr sind 

innerhalb einer Woche Dienstkleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände 

und alle sonstigen zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei 

der Ortsfeuerwehr abzugeben. Die Ortsfeuerwehr bestätigt dem ausscheidenden 

Mitglied den Empfang der zurückgegebenen Gegenstände und händigt ihm oder 

ihr eine Bescheinigung über die Dauer der Mitgliedschaft und den Dienstgrad 

aus.   

 

(10) Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegenstände gemäß Abs. 9 

Satz 1 von dem ausgeschiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht 

zurückgegeben, kann die Samtgemeinde Meinersen den Ersatz des entstandenen 

Schadens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten verlangen.  
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§ 19  

Inkrafttreten 

  

(1) Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt für den 

Landkreis Gifhorn in Kraft.  

  

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der 

Samtgemeinde Meinersen vom 01.05.2024 außer Kraft.  

 

Meinersen, 22.08.2024  

Single 

Samtgemeindebürgermeisterin 

 

Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die 

Grund- und Gewerbesteuer in der Gemeinde Adenbüttel 

(Hebesatzsatzung) 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.02.2024 (Nds. GVBl. Nr. 9), dem § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 

(BGBl. I, Seite 965), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 

(BGBl. I S. 2.294) und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I 

Seite 4167), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 

2024 I Nr. 108), in Verbindung mit dem Realsteuer-Erhebungsgesetz vom 22.12.1981 

(Nds. GVBl. S. 423) hat der Rat der Gemeinde Adenbüttel am 6. September 2024 die 

nachstehende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

Hebesätze 

 

Die Hebesätze für die Grundsteuer und die Gewerbesteuer werden für das Gebiet der 

Gemeinde Adenbüttel wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  605 v. H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)      369 v. H. 

 

2. für die Gewerbesteuer        380 v. H. 

 

§ 2 

Gültigkeit 

 

Die vorstehenden Hebesätze gelten für die Haushaltsjahre 2025 und 2026. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Sie gilt für die Haushaltjahre 2025 und 2026 

bis zum Inkrafttreten der Haushaltssatzung der Gemeinde Adenbüttel für das 

Haushaltsjahr 2026. 
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Nachrichtlich: 

 

Die in dieser Hebesatzsatzung festgelegten Hebesätze der Grundsteuern A und B 

entsprechen den aufkommensneutralen Hebesätzen gem. § 7 Abs. 1 NGrStG. 

 

Adenbüttel, 6. September.2024 

 

Pölig 

Bürgermeisterin 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2016 - 2022 der 

Gemeinde Vordorf 

 

Der Rat der Gemeinde Vordorf hat in seiner Sitzung am 13.06.2024 den 

Jahresabschluss für die Haushaltsjahre 2016 bis 2022 gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG 

beschlossen und dem Bürgermeister für dieses Jahr die Entlastung erteilt. 

 

Der Jahresabschluss und der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen gemäß 

§§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG vom 01.10.2024 bis 10.10.2024 während der 

allgemeinen Öffnungszeiten im Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde 

Papenteich zur Einsichtnahme öffentlich aus.  

 

Vordorf, 16.09.2024 

 

Engeler 

Bürgermeister 

 

C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 

 

- - - 

 

D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 

 

- - - 


